
Bändessozielgericht

- 2 RU 99/77 -

Verkündet am I m N a m e n d e s V o 1 k e s
9. März 4978

U r t e i 1

als UrkBeemter
der GeschStelle in dem Rechtsstreit

....‚O.....OOQOIOOOCÜÖOC....IOOO.ß09............“...DOOO.Q.O‚

Kläger und Revisionsbeklagter,
\

Prozeßbevollmächtigte: .CO....OOO160......OOOOOOOOOODCOOOOCO,

g e g e n

..una.—CGOOIOQOOQOQO....IOCQOOOOQIQOOOC......OIOQOOOOOOOCOOO,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 9. März 4978

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Detmold vom 28, September 1977 wird zurückge»
wiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Revisionsver»

fahrens zu erstatten,
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G r ü n d e :

DurchBescheidvom6. August4975bewilligte die Beklagte
dem Kläger wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls vom
44. Oktober 4974 ab 5 Februar 4975 eine vorläufige Rente

nach einer Minderung der Erweibsfahig eit (MdB) um 50 vH.

Am 54. Mai 4976 verfügte die Beklagte die Nachuntersuchung

des Klägers zur
Feststel.lüng der Dauerrente. Unter Verwertung

eines neurologischen Zusat2greachtei Ges‘Privatdozenten

von der neurolog1schen Abteilung des Krankenhauses

vom 42. Juli 4976 kamen die Fachärzte für Chirurgie

und - ' «om Krankenhaus Bad ‘
im Gutachten vom 6. August 4976 zu dem Ergebnis, daß der

Kläger durch Folgen des Unfalls vom 44. Oktober 4974 um
20 vH in seiner Erwerbsfähigkeitfgemindert sei. Das Gut-
achten ging bei der Beklagten am 9.“August_4976 ein. Ohne

dem Kläger Gelegenheit zu geben; sieh zu dem Gutachten zu
äußern, stellte die.Beklagte durch Bescheid vom 8. September

4976 die Dauerrente ab 4. Oktober 4976 nach einer MdE um
20 vH fest° >

Hiergegen hat der Kläger am 29. September 4976 beim Sozial—

gericht (SG) Detmold Klage erhoben und Zunächst beantragt,

unter Abänderung des Bescheides"üom 8 ‘September 4976 die
Beklagte zu verurteilen. eine Dauérrenté nach einer MdB um
50 vH zu zahlen. Nachdem der Facharzt für Chirurgie

Dr. in Bad ‘n.üi in dem auf Veranlassung des SG
eingeholten Gutachten vom 261 Juli 4977 äie unfallbedingte

MdB auf 20 vH geschätzt hatte, beantragte der Kläger in der
mündlichen Verhandlung nur noch, den_Beschéid der Beklagten

vom 8. September 4976 aufzuheben, weil ihm vor Erlaß des
Bescheides kein rebhtliche3 Gehöi gewahrt worden sei. Durch,

Urteil vom 28. September 49 W hat das SQ?diesem Antrag

entsprochen. Zur Begründung hat es_aue eführt: Bei der erst—
maligen Eeststelluhg'der.Dauerrente naeh 5 4585 Abs 2 Satz 2

- 5 „
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der Reichsversicherungsordnung (RVG) brauche nicht nachge—

wiesen zu werden, deß in den für die letzte Rentenfest—

stellung maßgebend gewesenen Verhältnissen eine wesentliche

'Änderung ein3etreten”sei, Es bestehe auch kein Streit über die

_Unfellfolöen, und es müsse unter_Auswertung der fachärzt—

lichen G‘ateClu°■ vom42. Juli 1975;'e; August1976und
26° Jüli■ ?? fest*eseellt werden, äeß_die durch den Arbeits—
-uhfall

ven 11. Oäte5er‚19?a bedingte MdB des Klägers seit dem
‘1;Üthob ? 19?6 nur nenn 20 vH'betrßge. Nach 5 581 Abs 1

.Nr & EVO wür■ä dem Kläger deshalb'els Dauerrente nur noch

eine Teilrente in'Höhe'“on_ 20 vH _der Vollrente zustehen, zumal

die Beklagtedir Vorschrift deS$_5-623Abs2 RVObeachtethabe.
'Glei-chwohl hehe der enger Bescheid aufgehoben werden

.müssen, weil die Beklagte entgegen 5 54 Abs 1 des Allgemeinen
Teil de-s Sozialgesetzbuches (SGB) den Kläger vor Erleß des

'Bescheides nicht gehört habe° Die Anhörung könne nach der '
Rechtsérechung des BL■d€$u02181ééfl€hb$_(BQG) nicht mehr nach—
geholt weräéz. Ausnahmen, die gemnä.ß € 54 Abs 2 SGB eine An»

thörung'e'tbeh lieh machten, lägen nicht vor. Der Tatbestand
_des %} Abs? Nr 28 MB der hier al.lein in Betracht kommen
könn'te,-sei' nic'ht erfüllt.. Danach könne von der Anhörung sb«

“ges'ehen
werden, wenn durch die Anhörung die Einhaltung einer

:Frist ir Frag gesaellt .werden wurde. Es könne offen bleiben,

_ob die Feststell.un.g der Denerrente im Hinblick auf @ 622
Abs dSatz 1 BVD unter '€ 54 Abs 2 Nr 2 SGB falle. Selbst wenn
das bejeht werde,

so lätte eie ehlegte die erste Deuerrente

[euch denn noch ver_Ahleuf ven zwei Jahren nach dem Unfall
féStstellen können, wenn sie den Kläger

zuvor zu den Gutm

' echten vom 12. Juli_nnä_6,'Angnst„■976 gehört hätte, denn
diése'@ütadhten'szeien bei äer Beklagten am 15° Juli und

«9.1August519 v76 eingegangene Öhwchl_die Beklagte zunächst noch

"einen beratenä'en Arzt gehört.häbe, hätte siecäm Kläger vor der
fEntscheidung des Rénteäeusschusseé Gelegenheit geben können,

sich zu äen’Gutechte _n in äußern, ohne daß die Frist von zwei

“Jahren s_eitdem Uhfell abgeleu.fen wäre„

'Das SG hat die Revisiün\zugelessen‚
\
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Die Beklagte hat dieses Rechtsmittel mit Zustimmung des
Klägers

eingelegt und im wesentlichen wie folgt begründet:

Es sei‘fraglich, ob 5“54 Abs 1 SGB 1 hier überhaupt anzu-

wenden sei. Mit der Feststellung der Dauerrente werde noch
nicht in feste Positionen des Verletzten ei.ngegriffen; die_
vorläufige Rente habe noch keinen endgül.tigen Charakter
gehabt..Der Schütegedenke_ dieser Verso hr'ift komme' somit kaum .

zumTragen. Auf jeden"Fall grei'f'e hier 354 Abs 2 Nr 2 iVm '
Nr 4‘SGB I ein; De.s letzte ä1

ihr am 9. August 49?6 eingegangen, jedoch habe e's nbch

einer Rückfrege bei dem here tenden Arzt bedurft, die sich

durch' d'essen Urlaub verzögert habe. In der dann noch zur

Verfügung Ste_henden 'Zeit sei bei h0rm_elem Ablauf der zu-

stellung des Anhorungsschre1bens und des anschließenden
Bescheides' die 7weigahresfr1st zwar_ n0ch einzuhel_ten ge-

1jztliche Gutachten sei Zwar bei ‘

wesen. Erfahrungsgemaß komme es aber immer wieder' zu' Rück—
eläufen von Schreiben und Bescheiden, .die .eine erneute Zu—
'Stellung erf_016.erliCh machten. Auch im voniiegerden Fall
'seien entsprechende Komtlinetio en

und_ 'demit 'ei.ne Über—

'schreitung'de1
Zwe13ahxesfr1st nicb't eusgeschlossen ge—

we3en. Daher müßten die Fälle der Dauerrentenfestetellung

“ganz von der Regelung des _5 5M-SGB I1ausgenommen un'd_'wegen

der finanziellen Konsequenzen das Vorliegen der Tatbestande

des 5 54 Abs 2 Nrn 4 und 2 SGB I angenommen werden. Der '
{Vertrauenss.chutz _des Klägers könne gegenüber dem öffent—

lichen Interes„e' keinen Vorrang haben; Überdies könne ein

'Verst_oß gegen '5 54 Abs 15GB I nicht zur
Aufhebung des

Besoh'eidés führen‚' wenn
» wie hi.'er — bei er

tsprechender

Durchführung der
Anhörung

kei.he andersl-eutende Entscheidung

habe ergehen können‚ Aueh sei im Entwurf des Sozielgesetz«
buches — Verwaltungsverfahreu —

vorgesehen? daß ein Bescheid
nicht allein wegen eines Verfehrensfehlers aufgehoben werden

kann. Daran könne die Rechtsprechung heute nicht mehr vor—
beigehe_n° Sie hab'e nunmehr nach Anhörung des Klägers

am
7. Dezember 1977 einen bedingten Bescheid erteilt, in dem

die Rente wegen wesentlicher Besserung der Unfallfolgen

unter der Bedingung herabgesetzt werde, daß der Bescheid vom
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8. September 1976 allein wegen eines Verstoßes gegen 5 34

SGB I aufgehoben werde. Für diesen Fall ersetze der Bescheid

vom 7. Dezember 1977 den ersten Bescheid im Sinne von 5 96
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG Detmold vom 28. September 1977

aufzuheben und die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten als unbegründet

zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Der während

des Revisionsverfahrens erlassene neue Bescheid vom

7. Dezember 1977 sei nicht Gegenstand des Revisionsverfahrens

geworden.

II

Die Sprungrevision der Beklagten ist statthaft, aber nicht
begründet. Das SG hat den Bescheid über die erste Fest-

stellung der Dauerrente vom 8. September 1976 zu Recht
aufgehoben°

Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in die Rechte

eines Beteiligten eingreift, ist diesem nach dem am 1° Januar

1976 in Kraft getretenen Art I 5 54 Abs 1 des SGB « Allgemeiner

Teil » (SGB I) vom 11° Dezember 1975 (BGBl I 3015) Gelegen—

heit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen

Tatsachen zu äußerno Dieser Verpflichtung ist die Beklagte

vor Erlaß des Bescheides vom 8. September 1976 nicht nachge—

kommen. Der Anhörung war die Beklagte nicht deshalb enthoben‚

„ 5 _
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Weil — wie sie unter Hinweis auf € 4585 Abs 2 BVG meint —‚

der Bescheid über die erste Feststellung der Deuerrente noch

nicht in feste Positionen des Klägers eingegriffen habe.

Wenn auch die erste Feststellung der Dauerrente nach @ 4585

Abs 2 BVD eine Änderung der Verhältnisse nicht voraussetzt,

'greift sie jedenfalls in die Rechte des Verletzten ein, sO-\

fern sie niedriger als die vo lau11Ce Rente festgestellt

wird. Bei einer Mind un" v05011alleistungen besteht grund-'=

_sätzliCh ein erheb11chc° 111 i*esse des einzelnen an seiner

Anhörung, bevor gegen_ ihn ein Verwaltungsakt erlassen wird
_(Vgl' Hauck/Hsines, Boz1aigesetzbuch Allgemeiner Teil,

Kommentar, 5 5a Anm 5) Dem Beteiligten muB in 'SQlchen Fällen
_

Gelegenheit gegeben werden, sich vor allem
zu den betreffenden"

ärztlichen_ Gutebhteh zu
äuß'ern, die der Vers1cherungstrager B

zür Klärung der Voraussetzungen für die Gewährung de'r Dauer—'

rente eingeholt hat (vgl Burdensk1/Haydell/Schellhorn, '
_Kommentar z'um 5071algesetubucn, Allgemeiner Teil_‚ _5 54 Ähm 20).

‚DemS'1nn und Zweck des Art I 5 54 Aus 4 SGB 1 würde _es nicht

en
tspredhe'n‚ etwa daraus, daßä ’ 4585 Abs 2 Sätz 2 BVG 'eine ge—'

'wisse, B'indu% sfreiheit des_Ver51cherun"straeers be1'der Fest-_

_s_te'llung der Daue1rente. no.'rm'iert (vgl BSGE5, 96 99), die
AUffessung hérzuléitén, daß es' dann' auch nicht der Anhörung

'des Beteiligten bedarf Die Regelung über die Anhörung gehört

mit in den Rahmen de_r Vor$chr iften des Allgemeinen Teils des'

‚SGB, die daraui abgestellt: si,*1d, die S*e]lung des Bürgers

zu VerbesSern und_ des Vertrauenev rhält nis zwischen Sozial—_
verwaltung und _Bu1ger zu stä1kén (vgl BT«D'r'ucke 7/8%

,
S. 28);

_Der einzelne soll nicht nur 013ekt der verwaltnngsrechtlichen-

Entscheidungen'sein, s;onde1n J<31_e”_m=r'Bntscheidung,_die '
se_ine'Rechüabetrifft,

zu Wort kornen um Einfluß auf das
Verfahren und sein Ergebnis' ne'hmen zn können (tgl Burdenski/

_Maydell/SChéllhorh_ aaO S 34 ßnm 43 und die dert' zitierté‘
Rechtspre'chung des Bundesverfassungsgez10hts) 'Der Anhörung

nach Art 1 %—'3L1Abs_4 SGB1 kommt daher ähnliches Gewicht
zu

wie'dem
Grundrecht des rechtlichen Gehörs 1Pugericht_lichen

‚Verfahren (Art 405 Abs'a4 des' Grundgesetzes »GG—)„
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Wie. der erkennende Senat in dem zur VeröffentliChung be- '
.s_timmten Urteil

vom_ '28. Juli 1977 — 2 RU 3 1/77 — näher aus—

_geführt hat, darf v'on der Anhörung nur aus den in Art I '

5 34 Abs_2 Nr 1 bis Nr 6 SGB I abschließend aufgezählten V
iGrühden abgesehen werden-. Nach Nr 2 dieser Vorschrift kann die
Anhörung .untérbleiben‚ wenn dadurch die Einhaltung einer für

Adie Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt würde.

Ob die Frist v_on zwei Jahren nach d'em Unfall, mit dere'n Ab—_
_1auf die Daue_rrente s_pätésten's festzuStellen ist (@ 1585_ Abs 2_

Satz 1 RVG); andernfalls sie kraft Gesetzes zur
Dauerrénte '

_wird (@ 6 -2 Abs 2 Satz 1 RVG), eine für die Entscheidung mäß-

gebli_che Fri_st im Sinne des Art I 5 34 Abs 2 Nr 2 SGB I i_st,'
_braucht auch hier_nicht entschieden zu Werden. Denn selbs't

wenn sie eine selche Frist wäre, würde im vorlie'genden Fall

die Anhömrigdes Klägers die Einhaltung 'der"Frist nidht-'-i_n
Frage gestellt haben. Um zu verhindern, daß eine Rente dit_

_Ablauf xon zwei Jahren n.ach dem' Unfall gemäß 5 622 Abs 2 '

Sa.tz 1 .RJO krait Gesetzes zu1 Dauerrente' wird, genügt es'‚■

d2B'der Versicb1er-u vstraeer den Bescheid über die FeStstel_lung

*dér Deuerrenté dem Verletzten ver Ablauf von zwei Jahren nach

_dem.nU„em." zustellt (esse 29,
753.135der Kläger denUnfall '

am 11._ Oktober 1°?4 'erl_itten hatte‚_ wäre eine Zustellung
am

_
“11. Oktober 19?6 noch. _'rechtzeitig gewesen '(zur ._Fristberechnung

vgl Lauterbach, Gesetzl_iche Unfallversicherung‚ 3. Aufl 5 _622
Anm 4 a) Das letzte für die Fest_stellung der Dauerrent_e

_—moßgtb‘"cne 19e121n1s■he Gntaehteh ist bei der Beklagten am

9. -‚Aug11£4t19'76 eingegangen; Von die sem
Ze1tpunkt an wäre _eine

Anhörung des F'1ägers befezlts möglich gewesen‚ Ob d'ie

Stellungnahme des beremiénden Arztes der Beklagten für d_ie
.FeStsetzung d.er 31ucrrentn erferder1icn w_ar‚ kann da hinstehen;

Denn Jedenfalls lag a.ueh di.eee Stellungnahme bereits am.

1. September .976 or„und sdmit ware auch denaeh au_sréichend

_Ze1t'für die Anhörung des'nlacere gewesen„
Erforderlichenn'

falls muß de r 'Versicherungstxager' mit Ruc'ksicht auf A_rt I_

5 34 Abs 1 SGB;I entsprechende- Vorkehrung'en treffen,_ damit '
_das A'nhörungsrecht de's Beteiligten' 'verwirklicht werden kann„

"Al.e der Bescheid van 6 September 1976 erg'ing; war das 56B I
bereits seit 8 Monaten'1n Kraft.
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Ein öffentliches Interesse, das nach Art I S 54 Abs 2 Nr 4

SGB I eine Entscheidung ohne vorherige Anhörung des Be—

teiligten zuläßt, kann die Beklagte hier nicht für sich in

Anspruch nehmen. Daß sie infolge der unterbliebenen Anhörung

des Klägers wegen der inzwischen abgelaufenen Zweijahres-

frist (5 622 Abs 2 RVG)die Rente‘zunächstüber den
50. September 4976 hinaus nach einer MdB von 50 vH weiter—

zahlen muß, belastet zwar die Gemeinschaft der in der Berufs-

genossenschaft zusammengeschlossenen Unternehmer, durch deren

Beiträge die Mittel für die Ausgaben der Berufsgenossenschaft

aufgebracht werden (@ 725 Abs 1 BVG). Demgegenüber ist aber

unter den gegebenen Umständen des vorliegenden Falles das

Interesse des Klägers an der Verwirklichung des ihm durch

Art I 5 54 Abs 4 SGB I gewährleisteten Rechts auf Anhörung

dem Zweck der Vorschrift entsprechend höher zu bewerten. Die

dem Revisionsvorbringen zugrundeliegende Auffassung der Be—

klagten über den Umfang und die Bedeutung der Anhörungs-

pflicht, deren Verletzung letztlich ohne rechtliche

Konsequenzen bliebe, würde im Ergebnis der vom Gesetzgeber

beabsichtigten Stärkung des Vertrauensverhältnisses zwischen

dem Bürger und der Sozialverwaltung eindeutig entgegen-
stehen. Ob dem Recht auf Anhörung schon dadurch entsprochen

wird, daß dem Betroffenen in Fällen der vorliegenden Art
eine Frist von nur einer Woche zur Äußerung eingeräumt

wird - wie dies vor dem Erlaß des während des Revisionsver-
fahrens ergangenen Bescheides vom 7. Dezember 4977 geschehen

ist - bedarf zwar in diesem Rechtsstreit keiner Entscheidung.

Jedoch wird diese Frage gegebenenfalls noch zu klären sein.

Die unterlassene Anhörung nach Art I S 54 Abs 1 SGB I kann
im Klageverfahren nicht mehr nachgeholt werden. $ie führt

zur Aufhebung des ohne vorherige Anhörung erlassenen Ver—
waltungsaktes. Der erkennende Senat hat sich im Urteil vom
28. Juli 4977 (aaO) eingehend mit der andersartigen Regelung

in 5 46 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) vom
25. Mai 4976 (BGBl I 4255) auseinandergesetzt. Danach kann
die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach 5 44

„ 9 -
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[VwVfG nichtig 1st‚ nicht el'1ein
deshalb beansprucht Werden,

weil er. unter Verletzung
von

Vorschriften über das Verfahren,

d'ie Form oder die örtliche Zuständigkeit zustande gekommen

“ist, wenn keine andere Entscheidung in der Sache hätte .ge—
'troffen werden können. Sie kenn-- für das Verwaltungsver'fahren

der sz1alleistungsträger nicht analo'g angewendet werden, -wei1

der Gesetzgeber im SGB _I' dem Gebot der Anhörung eine stärkere

iBedeutung bei€emessen_he't als'-im VWVfG. Zwar sie.ht —'Worauf

Äd1e Beklagte hinweist'« auch der Referentenentwurf eines
-Zehnten Buc.hes'dés SGB «

Verwaltungsverfehren
— eine dem '5

46

.VwVfG enter eoherd Reggelung vor_. Da' jedoch bereits gegenüber

.dem Regierungsentwurf des "GB 1 die Anhörungspfli.cht vom
Gesetzgeber wesentlich verstärkt (vg 1 BT—Drucks 7/5738 S. 47

und' 7/3786 S 5) und damit bewußt von der Rege1ung des VwVfG

abgewichen werden js„., sind bisher jedenfélls_kéine Anhalts—
punkte ersichtliéh, daß_der Gesetzgeber dem Referente■ehtwurf

'insoweit zumindest mit einer überWiegénden Währscheinlichkeit.

fd1gen vird Der'erkennende Senat hat im Urteil Vom’28. Juli

1977(ja80)81(1“e”3101311 Üo,beine auf Art.1 @54Abs 4“SGB1
.gestutzte-K1ege ua voraussetzt, daß zumindest die Möglichkeit

einer anderen 1“ntscheid'ung bei einer vorherigen'Anhörung des

‚Bet eiligten beste}m Er hat d.1.ese Frage offengeleesen da in
“der ents\hwede n Sache'w Entziehung der Dauerrente w_ege_n
-wesen'tlicher Besserung

» die I?ög11chkeit einer anderen Entw.

scheid.ung_‘nicht. auszuschließen wer„'D'ies ist auch hier der

'Fall Zwa'r hät nach den Ausführungen des SG kein Streit über
die' Unfallfo]yen bestanden, jedoch hat der Kläger den Grad

der da urch bedingte E33. höher als die Beklagte bewertet.

Die kontrove1‘r.eza St
ändpunkt.e

hatten des_ SG zu ein.er BeWeisauf«

' nahme te“fn1e?., deren Ergebnis es
dahi'n gewuru1p„ hat, daßi

'die durc„ den Arbeitsunfell bed1ngte 1rwerbsmlnderuig des

Klägers seit'den ■„ Üktober 4976 nur noch' 20 vH_betrage. Die.

\Möglichkeit einer anderen Entscheidung War Somit nieht au$gew
._SChlossent. ' ' '

Der_währ'end
des iev1s*cnsverfahrens von der Beklagten er—

‘,1assehe Be_schei.d vom 7 Dezember 1977 ist entgegen der in-
ider Recht behe1i.b ehxung dieses Eesc'heides
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gekommenen Ansicht der Beklagten nicht Gegennstend des

Revisionsverfahrens° Nach 9' 471 Abs 2 SGGgilt ein während

des
Revisionsverfehrens erlassener neuer Verwaltungsakt, der

den angefochtenen Verweltuhgsekt ebändert oder ersetzt, als

mit der Klage beim SG.angefochten‚ es sei denn, daß der'
Kläger durch den neuen Ver?eltungsekt kleglos gestellt oder—

dem_Klagebegehren dureh di .e Ent scheidung des_ Revisionsgerichts

'zum ersten Verwa't' „Uca““i'n vo1l & Gmfehg genügt wird. ES
' ' vom 7„ Dezember 4977 denkann dahinstehen‚ eh der
.

Bescheid vom 8 September 19?é ebändert oder ersetzt. Ist

das der Fall, 'dan_n gilt er _als mit der Klage beim SG ange«'

fochten; ändert oder ersetzt er dagegen den ersten Besöhéid
nicht, müßte der Kläg'er den Bescheid vom 7. Dezember 4977

beim SG durch eine Klage anfeChten„sofern er mit ihm nicht
'einverstanden_iet‚ Eine Einbeziehung des Bescheides in des

'Revisionsverfearin ist grandeät271ich ausgeschlossen ,
da-dem'

Kläger damit dié.■öglichkeit der Tateecupnnachprufuna ebge—j
-schnitteh wäre (vgl ISGE 8„'18G‚-1'66; Bzeokmenn1 Hendb1xeh "

der Söz ialvers Yenerung„ 8„_Aufl Ser25&3„ Sie ist nur
dann

als Zulässig an?vvßhen wenn der 1nre nd. des Revisionsver»

fahrens ergaräe„e Bescheid den
streü

igen Bee%heid aufhebt,

aber die gleiche „ chtsfolge nur mi t einer neuen Begründung

ausspricht (BSGE 15, 105, 407). Diese Voraussetzungen liegen
hier;bd00h nieht vor. Der'Bescheid Vom ?- Dezember 1977
hebt den'Besdheid.vom 8‚'September 4978 gerade nieht auf;

er hat auch — zeitlich _ eine andere Regelung zum Inhalt
.,_ _als der Bescheid vbm 8„ 1,9 ember 19760

'\
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_qq..

Da dieser Bescheid, über den allein hier zu entscheiden war,

vom SG zu Recht aufgehoben wenden ist, mußte die Revision der
Beklagten zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung folgt‘aus % 493 SGG.
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